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ger zu unterlaufen, sind jedoch bei den Verantwortlichen 
auf taube Ohren gestoßen.

Im Gegenteil: Besonders in der juristischen Literatur 
der BRD ist zu beobachten, daß die Betriebsjustiz und die 
Praktiken des Werkschutzes nicht nur fast durchweg be­
jaht, sondern — im Unterschied zu früher30 — sogar als 
Ausdruck der Demokratisierung der Rechtspflege glorifi­
ziert werden. Zwar kommen einige Autoren nicht umhin, 
den „Mangel von rechtsstaatlichen Sicherungen“31 bzw. 
das Fehlen „rechtsstaatlicher Garantien, die den Arbeit­
nehmer schützen, das Opfer unkontrollierter Herrschaft 
zu werden“,32 einzuräumen, doch hindert sie dies nicht, zu 
behaupten, mittels der Betriebsgerichtsbarkeit werde dem 
Bestreben moderner Kriminalpolitik nach Resozialisie­
rung in besonders geeigneter Weise Rechnung getragen, 
und die Betriebsjustiz als demokratisch zu lobpreisen.33

Diese die Tatsachen auf den Kopf stellende Kennzeich­
nung des lediglich am Betriebsinteresse orientierten Haus­
rechts der Unternehmer offenbart ein doppeltes Dilemma 
der Ideologen der Bourgeoisie:

Zum einen sehen sie sich gezwungen, der Herausfor­
derung und Ausstrahlungskraft des realen Sozialismus 
auch auf dem Gebiet wirksamer Kriminalitätsbekämp­
fung, insbesondere der umfassenden Einbeziehung der 
Werktätigen als Ausdruck der sozialistischen Demokratie, 
zu begegnen. Dabei negieren sie die in der sozialistischen 
Gesellschaft auf Grund der Herrschaft der Arbeiterklasse 
und ihrer Verbündeten existierenden Garantien für die 
Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte, die der soziali­
stischen Gesetzlichkeit und der Erhöhung der Rechtssi­
cherheit verpflichtet ist.

Zum anderen spiegelt die Rechtfertigung der Betriebs­
gerichtsbarkeit die tiefe Krise wider, in der sich auch die 
staatliche Justiz der BRD seit langem befindet. Weil im­
mer offenkundiger wird, daß die staatliche Justiz außer­
stande ist, eine wirksame, demokratische, resozialisie­
rungsfreundliche Kriminalitätsbekämpfung zu garantie­
ren, wird nach Wegen gesucht, die zur Erreichung dieser 
Zielvorstellung beitragen könnten. Hiergegen ist selbst­
verständlich nichts einzuwenden, denn es liegt nicht im 
Interesse der Werktätigen in der BRD, daß bei gering­
fügigen Strafrechtsverletzungen stets der Justizapparat in 
Gang gesetzt wird und es zu einer gerichtlichen Verurtei­
lung kommt, die mit ihrer brandmarkenden Wirkung dem 
„Vorbestraften“ nur allzu oft den Weg in das kriminelle 
Abseits weist. Solange indessen der Charakter der Be­
triebsjustiz durch die Willkür der Monopole geprägt wird, 
die Betriebsjustiz als Mittel der Unterdrückung und Ein­
schüchterung fortschrittlicher Werktätiger dient, keinerlei 
Garantien für eine demokratische Mitgestaltung durch 
die Arbeiter und Angestellten und damit für eine gerechte 
Entscheidungsfindung existieren, solange besteht nicht 
der geringste Grund, der Betriebsgerichtsbarkeit in der 
BRD „Qualitäten einer funktionalen Alternative für die 
ordentliche Rechtspflege“34 anzudichten.

Den Weg zur Demokratisierung des Rechtslebens weist 
die DKP in ihrem vom Mannheimer Parteitag am 21. Ok­
tober 1978 beschlossenen Programm.35 Er führt über die 
von den progressiven Kräften in der BRD zu erzwingende 
Erweiterung der sozialen und demokratischen Rechte der 
Werktätigen und die Zurückdrängung der Macht des Mono­
polkapitals. Dabei ist das entscheidende Element des 
Kampfes der DKP für mehr Demokratie das Eintreten für 
Mitbestimmung und demokratische Kontrolle in allen ge­
sellschaftlichen Bereichen. 1
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